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Sitzungsvorlage-Nr. 66/0430/XVI/ 2015

Gremium Sitzungstermin Behandlung

Nahverkehrs- und StraBenbauausschuss| 24.02.2015 offentlich

Tagesordnungspunkt: 3
KreisstraBenverkehrskonzept

Sachverhalt:

Die Jahresforderprogramme der Lander zum kommunalen StraBenbau werden bekanntlich
weitestgehend, in NRW seit 2012 sogar ausschlieBlich aus Finanzhifen des Bundes gespeist.
Rechtsgrundlage hierfir ist das im Zuge der Foderalismusreform entstandene
Entflechtungsgesetz (EntflechtG) vom 05.09.2006, welches an die Stelle des fir die sog.
LStadtverkehrsforderung® entfallenen Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG)
getreten ist.

Bund und Lander haben sich vor der Bundestagswahl 2013 geeinigt und vereinbart, dass die
Zahlung der Entflechtungsmittel bis zum Jahr 2019 fortgesetzt wird.

Im Vorfeld der Programmgesprache fiir das Jahresforderprogramm hat das
Landesverkehrsministerium ausdriicklich darauf hingewiesen, dass auch nach nunmehr
bestehender Planungs- und Finanzierungssicherheit im Zeitraum 2014 — 2019 ein
vergleichsweise geringer Spielraum fir Neubewiligungen zur Verfligung stehe.

Fir den Zeitraum nach 2019 ist dartiber hinaus noch zu beflirchten, dass die Fordermittel
durch den Bund volstandig auf Null gefahren werden und auf jegliche Forderung neuer
MaBnahmen verzichtet wird.

Die Foérderung des kommunalen StraBenbaus nach 2019 darf nach hiesiger Auffassung nicht
auslaufen. Die Fortflihrung der Finanzierung kommunaler Verkehrsvorhaben muss durch eine
verlassliche gesetzliche Regelung langfristig gesichert werden. Denn nur so ist der Um- und
Ausbau des StraBenraumes zur Anpassung des weiter steigenden - respektive des
geanderten - Verkehrsaufkommens unter maBgeblicher Einbeziehung der drtlichen
Gegebenheiten und nicht zuletzt unter besonderer Beriicksichtigung des Radverkehrs
maglich.

Das in den folgenden Tagesordnungspunkten 3.1 und 3.2 aufgefiihrte
KreisstraBenbauprogramm des Rhein-Kreises Neuss ist ein Investitionsrahmenplan und
zugleich ein Planungsinstrument der Verwaltung. Es ist kein Finanzierungsplan oder
Finanzierungsprogramm. Hinsichtlich der Finanzierung und des Zeitpunktes der Realisierung
einer MaBnahme kdnnen keine verbindlichen Festlegungen getroffen werden.
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Die Dringlichkeit bzw. Listung der aufgefiihrten MaBnahmen richtet sich ausschlieBlich nach
der ,Baureife" (uneingeschranktes Baurecht, in der Regel durch rechtskraftigen
Bebauungsplan oder Planfeststellungsbeschluss und Grunderwerb) und der ,Finanzierbarkeit™
(nach MaBgabe der jahriich zur Verfligung stehenden Férdermittel seitens des Landes NRW).
Die Finanzierung der durchgeflihrten MaBnahmen erstreckt sich in der Regel tiber mehrere
Jahre. Bei der Fortschreibung des Mehrjahresprogramms berticksichtigt die vorgenommene
Teiebidung (fir MaBnahmen > 1 Mio. €) einerseits die mehrjdhrige Bauzett und andererseits
den daraus resultierenden Mitelabfluss. Dies fihrt in der Summe somit zu einer
kostenorientierteren Betrachtungsweise.

Das KreisstraBenbauprogramm verfolgt klare Ziele, die sich im Einzelnen wie folgt darstellen:

= Verbesserung der Verkehrssicherheit durch den Neubau von UmgehungsstraBBen
und Beseitigung von Engpdssen

= Forderung des Fahrrades als Verkehrsmittel (Radwegebau)

=> Verbesserung der Lebensqualitat der Menschenim Rhein-Kreis Neuss durch den
Aus- und Umbau von StraBen unter Beriicksichtigung verkehrstechnischer und
zugleich stadtebaulicher Aspekte

= Sinnvole und nitzliche Anbindung des KreisstraBennetzes an das regionale bzw.
Uberregionale StraBennetz

Das vorliegende Investitionsprogramm des Rhein-Kreises Neuss fiir den Um-, Aus- und
Neubau der KreisstraBen umfasst ein mittelfristiges Investitionsvolumen von 58,43 Mio.
EUR bei einem Eigenanteil des Kreises von ca. 23,89 Mio. EUR. Es gibt einen
mittelfristigen Ausblick auf die geplanten BaumaBnahmen in den kreisangehdrigen
Kommunen. Die Mittel fir betriebliche und bauliche Unterhaltung sowie Instandsetzung der
KreisstraBen und Radwege sind in dem angegebenen Finanzvolumen nicht enthalten.

Die Umsetzung des aufgestelten Investitionsprogramms muss vor dem Hintergrund der
kaum noch vorhandenen Fordermittel des Landes gesehen werden. Mit Blick auf die
zurlickliegenden Jahre ist grundsatzlich festzustellen, dass die Finanzierung von
ZuwendungsmaBnahmen seitens der Bezirksregierung Disseldorf in ihrer Eigenschaft als
Bewiligungsbehérde und die Erteilung von verbindlichen Zusagen in Form von
Bewiligungsbescheiden aufgrund der marginalen Finanzmittel des Landes immer
problematischer und zur ,Mission impossible™ werden.

Vom Ministerium fiir Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein-
Westfalen (MWEBWV) wird auf der Grundlage des Entflechtungsgesetzes und der
Forderrichtlinien Stadtverkehr (FORi-Sta) in der Regel bei einem jahrlichen Programmgesprach
entschieden, ob die von den Gemeinden, Stadten und Kreisen angemeldeten
StraBenbaumaBnahmen vom Grundsatz her férderfahig sind und eine Zuwendung hierfir

nach dem Entflechtungsgesetz gewahrt werden kann.

Der Férdersatz flir den Neu- und Ausbau verkehrswichtiger StraBen betragt derzeit noch
60% der zuwendungsfahigen Kosten flir MaBnahmen, die nach dem Gesetz zur Entflechtung
von Finanzaufgaben und Finanzhifen (Entflechtungsgesetz) in Verbindung mit den
Forderrichtlinien Stadtverkehr bezuschusst werden. Der Fordersatz fiir
RadwegebaumaBnahmen nach dem Férderprogramm fiir den kommunalen Radwegebau
betragt weiterhin 70 % der zuwendungsfahigen Kosten.

Im Programmgesprach 2014 zur Aufstellung des Jahresférderungsprogramms 2015 bei der
Bezirksregierung Dusseldorf wurde dem Kreis von Seiten des Zuwendungsgebers mitgeteit,
dass aufgrund der Férdermittelknappheit die bestehenden und bereits bekannten Kriterien
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fur den kommunalen StraBenbau wetterhin in Kraft bleben und keine beantragte MaBnahme
des Rhein-Kreises Neuss derzeit die restriktiven Forderkriterien erflilt. Die aktuellen Kriterien
des Ministerialerlasses vom 01.08.2013 mit dem Az.: IIT A 4-87-32/2(2014) sagen im
Wesentlichen folgendes aus:

» ... Angesichts der Begrenztheit der fiir Neubewiligungen zur Verfigung stehenden Mitte/
muss sich die Forderung aber Kiinftig auf Schwerpunkte fokussieren. Fiir die Aufnahme in
das Jahresforderprogramm 2014 kommen daher nur folgende MalBnahmen in Betracht:

= ErhakungsmalBnahmen, d. h. grundhafte Emeuerungen sowie — im Einzelfall —
unaurschiebbare Briickensankerungen

=  Pflchtige EisenbahnkreuzungsmalBnahmen gemal3 §§ 3, 13 des
Eisenbahnkreuzungsgesetzes

= Gemeinschaftsmalbnahmen mit dem Landesbetrieb Stralfenbau NRW

= AusbaumalBnahmen mit dem Schwerpunkt Sanierung und/oder Verkehrssicherheit"

Fir das Jahre 2015 hat das Verkehrsministerium somit abschlieBend entschieden und es ist
davon auszugehen, dass fur die Jahre 2016 und 2017 dhnlich verfahren wird, nur noch
MaBnahmen zu férdern, die den oben genannten MaBnahmenarten entsprechen oder bereits
heute bewilligt und vorfinanziert sind.

Hintergrund flr diese gravierenden Einschnitte bei der Férdermittelzuteilung ist einerseits
das voraussichtlich endglitige Auslaufen der StraBenbauférderung aus Bundesmitteln im
Jahre 2019. Andererseits verscharft sich die Situation dadurch, dass flir den besagten
Zeitraum bis 2019 Mittebindungen fiir die bewiligten und zum GroBteil schon in Bau
befindlichen FérdermaBnahem der Programme aus den Vorjahren bestehen.

Insofern besteht fiir die 16 MaBnahmenin der Baulast des Rhein-Kreises, die ab 2016
eingeplant sind, keine Planungs- und Finanzierungssicherheit mehr. Alle MaBnahmen stehen
somit unter dem Finanzierungsvorbehat.




	FLD_voname
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	Anlage
	FAuswirkung

